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1 Zustandekommen der Initiative 

— 

Ist die Initiative zustande gekommen, so übermittelt der Staatsrat das Auszählungsergebnis und den Initiativtext 

gemäss Artikel 116 Abs. 1 PRG dem Grossen Rat für die ordentliche Session.  

Im vorliegenden Fall kann man feststellen, dass die Verfassungsinitiative in Form eines ausgearbeiteten Entwurfs 

«Für die Erhaltung des Greyerzersees und seiner Ufer» am Ende des Verfahrens, das für die Verfassungsinitiative 

gilt, zustande kam.  

> Einreichung des Initiativbegehrens bei der Staatskanzlei am 26. August 2022 (Art. 112 PRG);  

> Veröffentlichung des Initiativbegehrens durch die Staatskanzlei im Amtsblatt Nr. 37 vom 16. September 2022; 

der Beginn der Frist für die Unterschriftensammlung zur Unterstützung der Initiative wurde auf den 

16. September 2022 und das Ende auf den 15. Dezember 2022 festgesetzt (Art. 115 PRG);  

> Einreichung der Unterschriftenbogen bei der Staatskanzlei am 14. Dezember 2022 (Art. 107 PRG);  

> Kontroll- und Auszählungsverfahren für die Unterschriften gemäss den Artikeln 108, 109 und 110 PRG;  

> Feststellung der Staatskanzlei, dass 9249 Unterschriften gültig sind, veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 6 vom 

10. Februar 2023 (Art. 111 PRG).  

2 Text der Initiative 

— 

Der Text der Verfassungsinitiative in Form eines ausgearbeiteten Entwurfs lautet wie folgt:  

Kantonale Volksinitiative 

«Für die Erhaltung des Greyerzersees und seiner Ufer» 

Die Verfassung des Kantons Freiburg vom 16. Mai 2004 wird wie folgt geändert:  

Art. 73 Abs. 4 (neu)  

Umwelt und Raum – Natur- und Heimatschutz 

4 Der Greyerzersee, seine Umgebung und die Gesamtheit seiner Ufer sind ein kantonales Naturerbe, das es zu 

bewahren und zu schützen gilt. 

3 Gültigkeit der Initiative 

— 

In Artikel 117 Abs. 1 PRG ist vorgesehen, dass der Grosse Rat über die materielle und formelle Gültigkeit der 

Initiative befindet. Laut Artikel 117 Abs. 1bis PRG darf diese nicht gegen übergeordnetes Recht verstossen, muss 

durchführbar sein und die Einheit der Form, der Materie und der Normstufe wahren.  

Die Initiative betrifft einen genau bestimmten Gegenstand. Sie entspricht daher der Anforderung an die Einheit der 

Materie, die von der zuvor erwähnten Bestimmung und von Artikel 123 PRG vorgeschrieben wird. Ausserdem 

vermischt sie nicht Verfassungs- und Gesetzesrang. Die Einheit der Form und der Normstufe sind folglich ebenfalls 

eingehalten. Zudem deutet nichts darauf hin, dass der in der Initiative formulierte Antrag dem höheren Recht oder der 

Verfassung des Kantons Freiburg widerspricht. Im Gegenteil, der Natur- und Heimatschutz fällt auch in die 
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Zuständigkeit der Kantone (Art. 78 Abs. 1 der Bundesverfassung vom 18. April 1999 (SR 101); Art. 1 und 3 des 

Bundesgesetzes vom 1. Juli 1966 über den Natur- und Heimatschutz (NHG; SR 451); Art. 73 der Verfassung des 

Kantons Freiburg vom 16. Mai 2004 (SGF 10.1); Art. 1 des kantonalen Gesetzes vom 12. September 2012 über den 

Natur- und Landschaftsschutz (NatG; SGF 721.0.1)). Sie betrifft schliesslich einen offensichtlich realisierbaren 

Gegenstand. 

Da alle Voraussetzungen erfüllt sind, kann die Verfassungsinitiative in Form eines ausgearbeiteten Entwurfs «Für die 

Erhaltung des Greyerzersees und seiner Ufer» für gültig erklärt werden. 

Der Grosse Rat muss die Gültigkeit der Initiative in Form eines Dekrets beschliessen, das mit Beschwerde beim 

Bundesgericht angefochten werden kann. 

4 Weiteres Verfahren 

— 

Nachdem der Grosse Rat das Dekret über die Gültigkeit der Initiative verabschiedet hat, wird ihm eine zweite 

Grundsatzfrage gestellt, nämlich ob er die Initiative unterstützen, einen Gegenvorschlag ausarbeiten oder sie ohne 

Gegenvorschlag ablehnen will.  

Das weitere Verfahren für eine Initiative, die in Form eines ausgearbeiteten Entwurfs formuliert wird, ist in 

Artikel 125 PRG geregelt. Schliesst sich der Grosse Rat der in der Form eines ausgearbeiteten Entwurfs eingereichten 

Initiative an, so wird diese dem Volk innert einem Jahr seit der Annahme des Dekrets über die Gültigkeit zur 

Abstimmung unterbreitet. Schliesst sich der Grosse Rat der Initiative nicht an und arbeitet er keinen Gegenvorschlag 

aus, so findet die Volksabstimmung innert einem Jahr seit der Verabschiedung des Dekrets über die Gültigkeit der 

Initiative statt.  

Schliesst sich der Grosse Rat der Initiative nicht an, so kann er innert einem Jahr seit der Verabschiedung des Dekrets 

über die Gültigkeit der Initiative einen Gegenvorschlag ausarbeiten, der normalerweise vom Staatsrat formuliert wird. 

Des Weiteren ist es nicht möglich, das Verfahren für die Gültigkeit der Initiative mit dem weiteren Verfahren zur 

Frage, ob sich der Grosse Rat der Initiative anschliesst, zu verbinden.  

5 Schlussfolgerung 

— 

Der Grosse Rat wird eingeladen, die Gültigkeit der Verfassungsinitiative in Form eines ausgearbeiteten Entwurfs 

«Für die Erhaltung des Greyerzersees und seiner Ufer» festzustellen. 

Gemäss den oben formulierten Angaben müssen der Staatsrat, und dann der Grosse Rat nach dem Inkrafttreten des 

Dekrets später entscheiden, welche Folge der Initiative gegeben wird. 

Wir laden Sie ein, den beiliegenden Dekretsentwurf anzunehmen.  
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